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(6) Materielle Überhänge, die pro betrieblichen In­
vestitionsplan einen Betrag von 5000 DM nicht über­
steigen, können aus Mitteln für die Finanzierung der 
finanziellen Überhänge 1957 nach § 2 bezahlt werden. 
Voraussetzung ist, daß die einzelnen Maßnahmen im 
Rahmen der ursprünglichen Zielsetzung liegen und die 
Gewähr besteht, daß deren Realisierung bis zum 31. Ja­
nuar 1958 erfolgt.

(7) Zum Zwecke der Bereitstellung der Mittel für 
die materiellen Überhänge unter 5000 DM sind die 
Beträge in der Spalte 4 der Abrechnung des Investi­
tionsplanes (INV-Abrechnung) per 31. Dezember 1957 
mit auszuweisen. Die Summe der Spalte 6 ist ent­
sprechend zu kürzen.

§ 2
Finanzielle Überhänge

(1) Lieferungen und Leistungen des Jahres 1957 sind 
aus Mitteln des Investitionsplanes 1957 zu bezahlen. 
Soweit eine Bezahlung bis zum 31. Dezember 1957 nicht 
erfolgte, sind diese Beträge nach § 4 Abs. 2 ff. in der 
Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Januar 1958 als finan­
zielle Überhänge aus dem Staatshaushaltsplan 1958 zur 
Verfügung zu stellen.

(2) Die Ausreichung der Mittel für die finanziellen 
Überhänge zu Lasten des Staatshaushaltsplanes 1958 
schränkt nicht die auf Grund des Volkswirtschafts­
planes 1958 erforderlichen Haushaltsmittel für die 
Finanzierung der neuen planmäßigen Investitionsauf­
gaben ein.

Sonderbankkonten 1957
§ 3

(1) Alle der Verordnung vom 6. Januar 1955 über die 
Verwendung der Gewinne in den Betrieben der volks­
eigenen Wirtschaft (GBl. I S. 23) und der Verordnung 
vom'6. Januar 1955 über die Verwendung der Amor­
tisationen in den Betrieben der volkseigenen Wirtschaft 
(GBl. I S. 21) unterliegenden Investitionsträger sind 
verpflichtet, die planmäßigen Zuführungen an Amor­
tisations- und Gewinnteilen zu den Sonderbank­
konten Investitionen und den Finanzierungskonten der 
Hauptverwaltungen bis zum 27. Dezember 1957 vorzu­
nehmen. Die Hauptverwaltungen haben die 2ur Um­
verteilung für Investitionen bestimmten Amortisations­
und Gewinnteile den Haushaltsunterkonten Investitio­
nen bis zum 30. Dezember 1957 zuzuführen. Die Mini­
sterien und Staatssekretariate haben im Dezember 
1957 die bis zum 21. Dezember 1957 fällig werden­
den, zur Umverteilung für Investitionen bestimmten 
Amortisationsteile und Gewinnteile den Einzelplan­
konten Investitionen zuzuführen. Für die nach dem 
21. Dezember 1957 fällig werdenden Amortisations- und 
Gewinnteile findet auf der Ebene der zentralen Organe 
der staatlichen Verwaltung eine Umverteilung nicht 
mehr statt.

(2) Die Sonderbankkonten Investitionen der Investi­
tionsträger werden per 31. Dezember, 1957 glattgestellt. 
Die auf diesen Konten vorhandenen Guthaben werden 
durch die Deutsche Notenbank ohne besonderen Auf­
trag auf die entsprechenden Haushaltskonten der zu­
ständigen Planträger überwiesen. 3

(3) Die Glattstellung der Haushaltsunterkonten In­
vestitionen der Planträger erfolgt unmittelbar nach 
durchgeführter Refinanzierung der debitorisch in An­
spruch genommenen Investitionsmittel des Monats 
Dezember 1957 sowie nach Übertragung der Guthaben 
aus den Sonderbankkonten Investitionen der Betriebe.

Die auf den Haushaltsunterkonten Investitionen der 
Planträger vorhandenen Guthaben werden durch die 
Deutsche Notenbank ohne besonderen Auftrag auf die 
Einzelplankonten Investitionen der Ministerien über­
tragen.

(4) Die Deutsche Notenbank hat die nach den Ab­
sätzen 2 und 3 vorgenommenen Überweisungen in den 
von ihr auszustellenden Umsatz- und Saldenmeldungen 
als Saldenausgleiche gesondert auzuweisen.

§ 4
(1) Sämtliche für das Kalenderjahr 1957 erteilten 

Limite für Investitionen erlöschen am 31. Dezember
1957.

(2) Finanzielle Überhänge aus 1957 und materielle 
Überhänge aus 1957 unter 5000 DM nach § 1 Absätze 6 
und 7 werden im Rahmen der für das Planjahr 1957 
gültigen Plansummen über die für das Jahr 1957 
eingerichteten und per 31. Dezember 1957 glattgestellten 
Sonderbankkonten Investitionen der Investitionsträger 
bis zum 31. Januar 1958 in debitorischer Form weiter­
finanziert.

(3) Die Ministerien, Staatssekretariate, zentralen In­
stitutionen sowie die Räte der Bezirke und Kreise 
haben die voraussichtliche Höhe der Überhänge nach 
Abs. 2 als Sonderposition in den im Monat Dezember 
1957 für den Monat Januar 1958 einzureichenden 
Kassenplänen einzusetzen. In diesen Kassenplänen 
dürfen finanzielle Überhänge, die infolge Nichterwirt- 
schaftung von Amortisations- und Gewinnteilen für In­
vestitionen entstanden sind, nicht berücksichtigt 
weiden.

(4) In den Bezirken erfolgt die Bereitstellung der 
Mittel für die Finanzierung der Überhänge nach Abs. 2 
aus den Beständen der Haushalte der Bezirke.

(5) Den Investitionsträgern werden die Mittel für die 
Überhänge nach Abs. 2 von den Planträgern in Form 
von Limiten mit der Bezeichnung „Überhang 1957“ 
bereitgestellt

(6) Die Limite sind ihrer Höhe nach auf der Grund­
lage der per 31. Dezember 1957 aufzustellenden INV- 
Abrechnungen 1957 im Rahmen der gültigen Plan- • 
summen fest.zustellen. Bei der Bemessung eines Limits 
sind der Erfüllungsstand des betrieblichen Investitions­
planes und die Zuführungen von Amortisations- und 
Gewinn teilen zum Sonderbankkonto Investitionen in 
geplanter Höhe zu berücksichtigen. Diese Limite er­
löschen am 31. Januar 1958; zum gleichen Zeitpunkt 
werden die Sonderbankkonten Investitionen 1957 end­
gültig geschlossen.

(7) Der Ausgleich der debitorisch geführten Konten 
für die Überhänge nach Abs. 6 erfolgt per 31. Januar
1958.

(8) Alle nach dem 31. Januar 1958 unbezahlt geblie­
benen finanziellen Überhänge sind entsprechend dem 
Charakter der Überhänge entweder in den Plan der 
Erweiterung der Grundmittel 1958 oder in den Plan 
der Erhaltung der Grundmittel 1958 aufzunehmen.

§ 5
Berichterstattung

(1) Die Berichterstattung der Investitionsträger und 
berichterstattungspflichtigen Planträger per 31. Dezem­
ber 1957 hat nach den von der Staatlichen Zentralver-


